
seine Familie. Der FDP-Mann Marohn sei
kompetent im China-Geschäft und habe
an Reisen des SPD-Ministerpräsidenten
Kurt Beck teilgenommen. Die rheinland-
pfälzische Staatskanzlei keilte prompt zu-
rück: „Richtig ist, dass Ralf Marohn nie-
mals Delegationsmitglied auf Reisen des
Ministerpräsidenten gewesen ist.“ Die
Teilnehmerlisten der Asien-Reisen von
Beck würden das belegen.

In einer zweiten Mitteilung des Aus-
wärtigen Amtes nahm Marohn dann mit
einem Briefkopf seiner Firma selbst Stel-
lung: Er habe im Auftrag des rheinland-
pfälzischen Wirtschaftsministeriums im
Oktober 1999 an Becks China-Reise teil-
genommen. Mit einem unscharfen Foto,
das Beck neben Marohn zeigen könnte,
versuchte er, die Behauptung zu belegen.

Aufklärung liefert Siegfried Englert,
Staatssekretär im mittlerweile SPD-
 geführten rheinland-pfälzischen Wirt-
schaftsministerium. Demnach habe Ma-
rohn im Auftrag seines zuvor FDP-
 geführten Hauses jahrelang Reisen für
rheinland-pfälzische Kleinunternehmer
und Mittelständler nach China organi-
siert. Den meist wenig weltläufigen Un-
ternehmern gab man so die Gelegenheit,
sich im Fernen Osten zu präsentieren.

Die Fotos in China seien zustande ge-
kommen, als Beck eine Weinbörse be-
sucht habe. Dort sei auch Marohn gewe-
sen, weil er für einige rheinland-pfälzi-
sche Winzer die Reise dorthin organisiert
hatte. 

So kam zu Westerwelles fragwürdiger
Ausübung seines Amtes auch noch die
Tollpatschigkeit seiner Krisenmanager
hinzu. Das alles macht einen schlimmen
Eindruck. Wenn Westerwelle sich und das
Ministerium nicht bald in den Griff be-
kommt, ist er der Falsche für diesen Job.

In der Koalition blieb es in der vergan-
genen Woche überraschend ruhig. CDU
und CSU, die sonst gern auf die FDP ein-
dreschen, hielten sich bedeckt. Die Lage
der Koalition schien ihnen zu ernst, um
weiterzuzündeln.

Auch in der FDP wurde Kritik am Vor-
sitzenden nur hinter vorgehaltener Hand
geäußert. Westerwelle habe sich die Vor-
würfe zum Teil selbst zuzuschreiben, hieß
es. „Westerwelle könnte sich ruhig etwas
zurückhaltender geben, aber er macht
das Gegenteil. Muss Herr Mronz gerade
jetzt überallhin mitreisen?“, fragt ein alt-
gedienter Liberaler. „Westerwelle provo-
ziert zu viel. Und jammert dann über die
Konsequenzen.“

Am Freitagabend meldete sich dann
noch einmal Westerwelles Lebensgefähr-
te zu Wort. An der nächsten Reise des
Außenministers nach Südafrika, erklärte
der Event-Manager, werde er nicht teil-
nehmen. Er habe andere Termine.

DINAH DECKSTEIN, CHRISTOPH HICKMANN,
RALF NEUKIRCH, SVEN RÖBEL, MERLIND THEILE,

ANDREAS WASSERMANN

Als sie auf dem Podium Platz neh-
men, schwillt das Klicken der Ka-
meras zu einem Gewitter an. 90

Minuten warten die Fotografen in der
Bundeswehr-Universität Hamburg schon
auf dieses Bild: Verteidigungsminister
Karl-Theodor zu Guttenberg an einem
Tisch mit Altkanzler Helmut Schmidt.
Der beliebteste der ehemaligen Politiker
und der populärste unter den aktuellen. 

Schmidt ignoriert das Klicken der Ka-
meras, stützt sich lässig auf seinen Spa-
zierstock und wendet seinen Blick dem
jungen Minister zu. Gleich wollen sie
über Afghanistan diskutieren, aber Gut-
tenberg ist jetzt erst mal um sein Ausse-
hen besorgt. Er dreht sich zu den Kame-
ras, legt die eine Hand zur Denkerpose
an das Kinn, mit der anderen drückt er
sachte das Tischmikrofon nach unten. Es
hätte sonst die Fotos verhunzt.

In der nächsten Woche könnte das ma-
kellose Bild des Ministers noch durch
hässlichere Dinge als Tischmikrofone be-
fleckt werden. Am Donnerstag werden
zwei Männer in Berlin vor den Kunduz-
Untersuchungsausschuss treten, deren
Aussagen das Image vom aufrechten und
ehrlichen Minister schwer beschädigen
könnten. Geladen sind sein ehemaliger
Generalinspekteur Wolfgang Schneider-
han und sein ehemaliger Staatssekretär
Peter Wichert. Die beiden fühlen sich von

Guttenberg in ihrer Ehre verletzt. Im No-
vember hatte der Minister sie entlassen,
weil sie ihm angeblich wichtige Doku-
mente über den Luftschlag bei Kunduz
nicht vorgelegt hatten. 

Guttenberg, dessen Lieblingswort
„Klartext“ ist, fand dafür harte und ein-
deutige Worte. Die beiden hätten ihm
„relevante Dokumente vorenthalten“, sie
sogar „unterschlagen“. Er sagte das nicht
nur in den Ausschüssen des Bundestags
und in Hintergrundgesprächen mit Jour-
nalisten, sondern auch dort, wo das ganze
Volk es hören konnte: in den Talkshows
des Fernsehens. Schneiderhan und Wi-
chert wurden der Öffentlichkeit als Trick-
ser und Lügner präsentiert.

Nun aber scheint es, als habe der Mi-
nister selbst Probleme im Umgang mit
der Wahrheit. Es sieht so aus, als habe
Guttenberg in Schneiderhan und Wichert
zwei Sündenböcke gesucht, um einen ei-
genen Fehler zu erklären.

Die beiden räumen zwar ein, dass der
Minister tatsächlich nicht alle Papierchen
erhalten habe. Aber schließlich habe ihm
der große Abschlussbericht der Nato vor-
gelegen, in dem alles stand, was der Mi-
nister für eine eigene Einschätzung des
Luftschlags hätte wissen müssen. 

* Links: am 12. November 2009 auf dem Flug nach Kabul;
rechts: am 22. Oktober 2008 in Kunduz.
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Tarnen und täuschen
Erst bewertete Verteidigungsminister Guttenberg den Luftschlag

von Kunduz neu. Nun rückt er auch von 
Vorwürfen gegen seine gefeuerten Führungskräfte ab.  

Minister Guttenberg, Generalinspekteur Schneiderhan, Staatssekretär Wichert (im Anzug)*: „Mir
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Guttenberg stand damals unter Druck,
weil er das Bombardement vorschnell als
„militärisch angemessen“ bewertet hatte.
Und das, obwohl der Nato-Bericht ein-
deutig zu dem Ergebnis gekommen war,
dass der deutsche Oberst Georg Klein bei
der Anordnung des Angriffs Nato-Regeln
verletzt und ohne Not den Tod afghani-
scher Zivilisten verursacht hat. 

Eine Woche nach der Entlassung Schnei-
derhans und Wicherts vollzog Guttenberg

seine erste Kehrtwende und revidierte sei-
ne Einschätzung. Auf einmal erklärte er
den Luftschlag für „nicht angemessen“.
Die inzwischen nachgereichten Berichte
hätten diese Neubewertung nötig gemacht.
Statt die Schuld für seine Fehleinschätzung
bei sich selbst zu suchen, schob er sie Wi-
chert und Schneiderhan zu.

Inzwischen muss Guttenberg gemerkt
haben, dass die beiden keineswegs bereit
sind, die Rolle der Sündenböcke anzu-
nehmen. Und so vollzog der wendige Mi-
nister rechtzeitig vor dem Showdown im
Ausschuss eine erneute Kehrtwende. 

„Ich hatte nie den Eindruck, dass seitens
General Schneiderhans oder Dr. Wicherts
vorsätzlich oder böswillig gehandelt wur-
de“, erklärte Guttenberg vorigen Dienstag
in einem Reuters-Interview. Beim Trup-
penbesuch im rheinland-pfälzischen Graf-
schaft legte er einen Tag später nach. Er
habe „nie den Vorwurf erhoben, dass ir-
gendein strafrechtlich relevantes Handeln
seitens der beiden Herren vorgelegen“
habe. Zur Sicherheit ließ er seinen Spre-
cher Christian Dienst noch einmal wie-
derholen, Guttenberg sei „nie davon aus-
gegangen, dass ihm böswillig, vorsätzlich
Unterlagen vorenthalten worden sind“. 

Das ist erstaunlich. 
Dafür, dass der Minister „nie“ den Ein-

druck hatte, die beiden hätten vorsätzlich
gehandelt, sprach Guttenberg das Wort

„vorenthalten“ nach deren Entlassung
ziemlich häufig aus.

Schon einen Tag später, am 27. Novem-
ber, begründete er vor dem Verteidigungs-
ausschuss den Rauswurf damit, die bei-
den hätten ihm wesentliche Informatio-
nen vorenthalten. Sichtlich empört trug
er vor, für ihn spiele es keine Rolle, ob
ihm ein oder zwei oder auch fünf oder
zehn Berichte unterschlagen worden sei-
en. Schon ein Bericht habe leider zu den
bekannten Konsequenzen führen müssen. 

Zwei Wochen später, am 10. Dezember,
sprach er bei Maybrit Illner vor Millionen
sogar von „unterschlagenen beziehungs-
weise vorenthaltenen“ Dokumenten.

Am 14. Dezember erzählte er das Glei-
che auch Reinhold Beckmann: „Ich müss-
te eigentlich noch nicht einmal begrün-
den, wenn Mitarbeiter eines Hauses letzt-
lich Konsequenzen ziehen oder ziehen
müssen. Aber ich kann nur sagen: Das
Vorenthalten von Dokumenten, die ich
als wesentlich erachte, ist Grund genug.“

Man braucht kein Linguistikstudium,
um zu erkennen, dass die Worte „vorent-
halten“ oder „unterschlagen“ hier etwas
vorsätzlich Böses meinen. Wer etwas vor-
enthält, der tut das in vollem Bewusstsein
und mit Absicht. Zufälliges, fahrlässiges
Vorenthalten gibt es nicht.

Es habe für ihn „den Geschmack des
Vorsatzes“, und den habe es nicht gege-
ben, beschwerte sich Schneiderhan nach
Guttenbergs Talkshow-Tournee in der
„Zeit“. Er finde das Verhalten des Minis-
ters inzwischen „ehrenrührig“. 

Diese Klage Schneiderhans läuft am
Morgen des 16. Dezember über die Ticker.
Trotzdem stellt sich Guttenberg am Nach-
mittag desselben Tages vor das Parlament
und wiederholt das unschöne Wort. „Ich
habe mehrfach darauf hingewiesen, dass
mir Dokumente, Berichte und Informa-
tionen zum Vorfall in Kunduz vorenthal-
ten wurden. Das ist unbestritten“, erklärt
Guttenberg. Von einem Versprecher kann
spätestens da keine Rede mehr sein.

Und jetzt war alles nicht so gemeint?
Alles halb so schlimm? Ein Missverständ-
nis? Mit seiner Kehrtwende versuche Gut-
tenberg, den gefährlichen Zeugen recht-
zeitig vor deren Auftritt im Ausschuss die
Munition für einen Angriff zu nehmen,
heißt es im Ministerium. Allerdings muss
der Minister sich nun die Frage gefallen
lassen, warum er seine ach so rechtschaf-
fenen Mitarbeiter überhaupt entlassen hat. 

Für den sicherheitspolitischen Sprecher
der Grünen, Omid Nouripour, bricht Gut-
tenbergs Verteidigungslinie spätestens
jetzt in sich zusammen. „Er gibt endlich
zu, dass er für sein Fehlurteil über das
Bombardement in Kunduz zwei Sünden-
böcke gesucht hat.“ Ähnlich sieht das sein
SPD-Kollege Rainer Arnold. Guttenberg
„versucht, seine Verantwortung für sein
Fehlurteil den beiden in die Schuhe zu
schieben“. 

Am Freitag entließ Guttenberg einen
General, weil der sich laut „Tagesspie-
gel.de“ erdreistet hatte, nach den Grün-
den für die Entlassung von Schneiderhan
zu fragen. „Guttenberg hat Angst um sei-
nen Job“, lästert ein hochrangiger Offi-
zier. Er hält das Verhalten des Ministers
sogar für gefährlich. „Wer ins Gefecht
zieht wie ein aufgescheuchtes Huhn, der
wird erschossen.“

Entscheidend für Guttenberg wird sein,
ob seine Charme-Offensive bei Schnei-
derhan und Wichert verfängt. Doch da-
nach sieht es nicht aus, die beiden sind
noch immer verstimmt.

Im Raum steht nämlich nach wie vor
der Vorwurf, die beiden hätten ihren Mi-
nister sogar angelogen. Es geht um den
genauen Verlauf jenes Gesprächs zwi-
schen den dreien am 25. November, das
zur Entlassung führte. Guttenbergs Um-
feld streute damals folgende Version: Der
Minister habe „erst mal ganz unschuldig“
gefragt, ob es weitere Berichte gebe.
Schneiderhan und Wichert hätten geant-
wortet: „Von uns gibt es keine weiteren
Berichte.“ Guttenberg habe noch einmal
gefragt: „Gibt es zu dem mir bekannten
Nato-Bericht weitere Berichte?“ Die Ant-
wort sei wieder „nein“ gewesen. Und
weil es ja sein könne, dass einem mal was
entgehe, habe er ein drittes, viertes und
fünftes Mal ohne Erfolg nachgehakt. So
dass der Minister schließlich habe feststel-
len müssen, dass er seinen eigenen Leu-
ten nicht trauen könne. 

Ähnlich erzählte es Guttenberg einen
Tag nach der Entlassung vor dem Vertei-
digungsausschuss. Er habe die beiden in
jener Besprechung gefragt, ob es über den
Nato-Bericht hinaus noch weitere Berichte
gebe. Dies sei damals verneint worden, er-
klärte der Minister. Schneiderhan und Wi-
chert bestreiten Guttenbergs Version. Sie
sagen, sie hätten auf die Nachfrage des Mi-
nisters bereitwillig weitere Berichte ge-
nannt und sogleich beschafft. Somit steht
weiter Aussage gegen Aussage. 

Der Untersuchungsausschuss wird nun
versuchen, die Wahrheit ans Licht zu brin-
gen. Sollte Guttenbergs Darstellung falsch
sein, dann ist er als Minister nicht mehr
tragbar. 

So sieht das auch der Moraltheologe
Eberhard Schockenhoff, der Bruder 
von Guttenbergs Parteifreund Andreas
Schockenhoff. In einem Gastbeitrag für
die „Frankfurter Allgemeine“ zum The-
ma „Wahrheit und Lüge in der Politik“
schrieb er: „Die höchste Anforderung an
die Wahrhaftigkeit eines Politikers ist dort
zu stellen, wo er im Plenum des Parla-
ments spricht oder einem parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss Rede und
Antwort steht.“ Wer vor dem Parlament
wissentlich lüge, so Schockenhoff, „der
verliert die Fähigkeit, weiterhin ein poli-
tisches Amt zu bekleiden“.

ULRIKE DEMMER
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wurden Berichte vorenthalten“


